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Umplatzierung Pflegekind

Sachverhalt

Ich gelange mit einer Frage betreffend Umplatzierung eines Pflegekindes an Sie. Das Pflegekind ist 13 Jahre alt und lebt seit rund 2,5 Jahren in einer sozialpädagogischen Pflegefamilie. Entgegen allen Empfehlungen der Fachleute, ich als Beistand, den Pflegeeltern selber, soll das Kind in eine andere Pflegefamilie, wohl aus Kostengründen, umplatziert werden. Die Mutter, welche das Sorgerecht hat, hat anlässlich einer Besprechung mit der Behörde (ohne Beisein des Beistandes) ihre Unterschrift zur Umplatzierung gegeben. Das Pflegekind selber möchte nicht weg und will sich weigern, umzuziehen.

Fragen: 

· Gibt es aus juristischer Sicht Möglichkeiten, die Umplatzierung zu verhindern? 
· Gibt es Verfahrensfehler? Das Pflegekind wurde trotz seiner 13 Jahren nie angehört. 
· Welches ist die Behörde, die in solchen unklaren Situationen zu Rate oder zur Vermittlung herangezogen werden kann oder gibt es eine Behörde, die hier die Aufsicht hat? 
· Ist es im Kt. AG das Bezirksamt, auch wenn es sich hier um eine vormundschaftsrechtliche und eine Pflegekinderfrage handelt.

Erwägungen

Aus dem Sachverhalt geht nicht hervor, ob die seinerzeitige Platzierung gestützt auf einen Obhutsentzug erfolgte oder "freiwillig", was bedeuten würde, dass die Mutter als Inhaberin der elterlichen Sorge von ihrem Aufenthaltsbestimmungsrecht Gebrauch gemacht hätte. Je nach Situation fällt die Antwort etwas anders aus.

Annahme A: es besteht kein Obhutsentzug

In diesem Fall entscheidet grundsätzlich die Mutter übe den Aufenthaltsort des Kindes bis zur Mündigkeit; im vorliegenden Fall hätte sie dies mit ihrem unterschriftlich bezeugten Einverständnis für die Umplatzierung getan. Die Entscheidungsbefugnis der Mutter ist jedoch nicht beliebig. Art. 301 Abs. 2 hat sie dem Kind die seiner Reife entsprechende Freiheit der Lebensgestaltung zu gewähren und so weit tunlich auf seine Meinung Rücksicht zu nehmen. Auf jeden Fall bildet das Kindeswohl die Grenze. Wenn also aus der Umplatzierung eine Gefährdung resultiert, könnte dies Anlass sein, der Mutter die Obhut zu entziehen und dafür zu sorgen, dass das Kind am bisherigen Pflegeplatz bleiben kann. Finanzielle Überlegungen dürfen bei der Wahl eines geeigneten Pflegeplatzes durchaus eine Rolle spielen, in dem Sinne, dass bei zwei gleichwertigen Platzierungsmöglichkeiten die günstigere vorgezogen werden darf. M.a.W. das Kind hat kein Selbstbestimmungsrecht in dieser Angelegenheit, es muss aber zweifellos in die Entscheidungsfindung einbezogen werden.

Annahm B: es besteht ein Obhutsentzug

In diesem Fall entscheidet die VB über den Aufenthaltsort. Der Obhutsentzug beinhaltet einerseits die Aufhebung des Aufenthaltsbestimmungsrechts und anderseits die Pflicht (der VB), das Kind in angemessener Weise unterzubringen. In diesem Verfahren gilt das gesetzliche Anhörungsrecht des Kindes gemäss Art. 314 Ziff. 1 ZGB. Im vorliegenden Fall bleibt m.E. kein Ermessensspielraum, diese Anhörung zu unterlassen. Ein 13-jähriges Kind muss, wenn es nicht psychisch oder geistig schwer behindert ist, angehört werden. 

Für Sie als Beistand heisst dies, dass Sie in beiden Fällen auf die Rechtspflichten der Mutter bzw. der VB aufmerksam machen müssen. Falls eine Berücksichtigung der Meinung des Kindes bzw. die Anhörung dennoch unterbleiben sollte, hätten Sie als Beistand und wohl auch das Kind, das in Bezug auf diese Frage durchaus als urteilsfähig gelten kann, die Möglichkeit, bei der Aufsichtsbehörde, die in Ihrem Fall das Bezirksamt ist, Beschwerde nach Art. 420 ZGB zu führen und den Verfahrensfehler zu rügen, jedoch nur, wenn die Behörde für die Platzierung zuständig ist. Wenn die Mutter über das Obhutsrecht verfügt und das Recht des Kindes auf Einbezug in diese wichtige Entscheidung missachtet, müsste die VB intervenieren und sie dazu anhalten, bzw. im Extremfall der Mutter die Obhut entziehen.

Aus Ihrer Schilderung entnehme ich aber, dass die Initiative für die Umplatzierung eher von der VB ausgeht; wenn meine Einschätzung stimmt, dürfte es schwierig sein, die VB zu motivieren, "die Mutter zu bremsen" Ich empfehle Ihnen auf jeden Fall, die VB entsprechend meinen Ausführungen zu auf die Rechtslage aufmerksam zu machen. Falls Sie nicht darauf eintritt, steht Ihnen als Beistand die Möglichkeit der Beschwerde nach Art. 420 zu, die sich auch auf ein Nichthandeln beziehen kann.

Die Pflegekinderaufsicht muss nicht zusätzlich eingeschaltet werden.

Christoph Häfeli

28. Mai 2003
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